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5. Aktiengesetz1)

Vom 6. September 1965
(BGBl. I S. 1089)

FNA 4121-1
zuletzt geänd. durch Art. 5 AbschlussprüfungsreformG v. 10. 5. 2016 (BGBl. I S. 1142)
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz
beschlossen:

Erstes Buch. Aktiengesellschaft

Erster Teil. Allgemeine Vorschriften

§ 1 Wesen der Aktiengesellschaft. (1) 1 Die Aktiengesellschaft ist eine
Gesellschaft mit eigener Rechtspersönlichkeit. 2 Für die Verbindlichkeiten der
Gesellschaft haftet den Gläubigern nur das Gesellschaftsvermögen.

(2) Die Aktiengesellschaft hat ein in Aktien zerlegtes Grundkapital.

§ 2 Gründerzahl. An der Feststellung des Gesellschaftsvertrags (der Sat-
zung) müssen sich eine oder mehrere Personen beteiligen, welche die Aktien
gegen Einlagen übernehmen.

§ 3 Formkaufmann; Börsennotierung. (1) Die Aktiengesellschaft gilt als
Handelsgesellschaft, auch wenn der Gegenstand des Unternehmens nicht im
Betrieb eines Handelsgewerbes besteht.

5 AktG §§ 1–3 Erstes Buch. Aktiengesellschaft

140



(2) Börsennotiert im Sinne dieses Gesetzes sind Gesellschaften, deren Ak-
tien zu einem Markt zugelassen sind, der von staatlich anerkannten Stellen
geregelt und überwacht wird, regelmäßig stattfindet und für das Publikum
mittelbar oder unmittelbar zugänglich ist.

§ 4 Firma. Die Firma der Aktiengesellschaft muß, auch wenn sie nach § 22
des Handelsgesetzbuchs1) oder nach anderen gesetzlichen Vorschriften fort-
geführt wird, die Bezeichnung „Aktiengesellschaft“ oder eine allgemein ver-
ständliche Abkürzung dieser Bezeichnung enthalten.

§ 5 Sitz. Sitz der Gesellschaft ist der Ort im Inland, den die Satzung
bestimmt.

§ 6 Grundkapital. Das Grundkapital muß auf einen Nennbetrag in Euro
lauten.

§ 7 Mindestnennbetrag des Grundkapitals. Der Mindestnennbetrag des
Grundkapitals ist fünfzigtausend Euro.

§ 8 Form und Mindestbeträge der Aktien. (1) Die Aktien können ent-
weder als Nennbetragsaktien oder als Stückaktien begründet werden.

(2) 1 Nennbetragsaktien müssen auf mindestens einen Euro lauten. 2 Aktien
über einen geringeren Nennbetrag sind nichtig. 3 Für den Schaden aus der
Ausgabe sind die Ausgeber den Inhabern als Gesamtschuldner verantwortlich.
4 Höhere Aktiennennbeträge müssen auf volle Euro lauten.

(3) 1 Stückaktien lauten auf keinen Nennbetrag. 2 Die Stückaktien einer
Gesellschaft sind am Grundkapital in gleichem Umfang beteiligt. 3 Der auf die
einzelne Aktie entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals darf einen Euro
nicht unterschreiten. 4 Absatz 2 Satz 2 und 3 findet entsprechende Anwen-
dung.

(4) Der Anteil am Grundkapital bestimmt sich bei Nennbetragsaktien nach
dem Verhältnis ihres Nennbetrags zum Grundkapital, bei Stückaktien nach
der Zahl der Aktien.

(5) Die Aktien sind unteilbar.
(6) Diese Vorschriften gelten auch für Anteilscheine, die den Aktionären

vor der Ausgabe der Aktien erteilt werden (Zwischenscheine).

§ 9 Ausgabebetrag der Aktien. (1) Für einen geringeren Betrag als den
Nennbetrag oder den auf die einzelne Stückaktie entfallenden anteiligen
Betrag des Grundkapitals dürfen Aktien nicht ausgegeben werden (geringster
Ausgabebetrag).

(2) Für einen höheren Betrag ist die Ausgabe zulässig.

§ 10 Aktien und Zwischenscheine. (1) 1 Die Aktien lauten auf Namen.
2 Sie können auf den Inhaber lauten, wenn
1. die Gesellschaft börsennotiert ist oder Ak

tG
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2. der Anspruch auf Einzelverbriefung ausgeschlossen ist und die Sammel-
urkunde bei einer der folgenden Stellen hinterlegt wird:
a) einer Wertpapiersammelbank im Sinne des § 1 Absatz 3 Satz 1 des De-

potgesetzes,
b) einem zugelassenen Zentralverwahrer oder einem anerkannten Dritt-

land-Zentralverwahrer gemäß der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 zur Verbes-
serung der Wertpapierlieferungen und -abrechnungen in der Europäi-
schen Union und über Zentralverwahrer sowie zur Änderung der Richt-
linien 98/26/EG und 2014/65/EU und der Verordnung (EU) Nr. 236/
2012 (ABl. L 257 vom 28. 8. 2014, S. 1) oder

c) einem sonstigen ausländischen Verwahrer, der die Voraussetzungen des
§ 5 Absatz 4 Satz 1 des Depotgesetzes erfüllt.

3 Solange im Fall des Satzes 2 Nummer 2 die Sammelurkunde nicht hinterlegt
ist, ist § 67 entsprechend anzuwenden.

(2) 1 Die Aktien müssen auf Namen lauten, wenn sie vor der vollen Leis-
tung des Ausgabebetrags ausgegeben werden. 2 Der Betrag der Teilleistungen
ist in der Aktie anzugeben.

(3) Zwischenscheine müssen auf Namen lauten.
(4) 1 Zwischenscheine auf den Inhaber sind nichtig. 2 Für den Schaden aus

der Ausgabe sind die Ausgeber den Inhabern als Gesamtschuldner verant-
wortlich.

(5) In der Satzung kann der Anspruch des Aktionärs auf Verbriefung seines
Anteils ausgeschlossen oder eingeschränkt werden.

§ 11 Aktien besonderer Gattung. 1 Die Aktien können verschiedene
Rechte gewähren, namentlich bei der Verteilung des Gewinns und des Ge-
sellschaftsvermögens. 2 Aktien mit gleichen Rechten bilden eine Gattung.

§ 12 Stimmrecht. Keine Mehrstimmrechte. (1) 1 Jede Aktie gewährt das
Stimmrecht. 2 Vorzugsaktien können nach den Vorschriften dieses Gesetzes als
Aktien ohne Stimmrecht ausgegeben werden.

(2) Mehrstimmrechte sind unzulässig.

§ 13 Unterzeichnung der Aktien. 1 Zur Unterzeichnung von Aktien und
Zwischenscheinen genügt eine vervielfältigte Unterschrift. 2 Die Gültigkeit der
Unterzeichnung kann von der Beachtung einer besonderen Form abhängig
gemacht werden. 3 Die Formvorschrift muß in der Urkunde enthalten sein.

§ 14 Zuständigkeit. Gericht im Sinne dieses Gesetzes ist, wenn nichts
anderes bestimmt ist, das Gericht des Sitzes der Gesellschaft.

§ 15 Verbundene Unternehmen. Verbundene Unternehmen sind recht-
lich selbständige Unternehmen, die im Verhältnis zueinander in Mehrheits-
besitz stehende Unternehmen und mit Mehrheit beteiligte Unternehmen
(§ 16), abhängige und herrschende Unternehmen (§ 17), Konzernunterneh-
men (§ 18), wechselseitig beteiligte Unternehmen (§ 19) oder Vertragsteile
eines Unternehmensvertrags (§§ 291, 292) sind.

5 AktG §§ 11–15 Erstes Buch. Aktiengesellschaft
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§ 16 In Mehrheitsbesitz stehende Unternehmen und mit Mehrheit
beteiligte Unternehmen. (1) Gehört die Mehrheit der Anteile eines recht-
lich selbständigen Unternehmens einem anderen Unternehmen oder steht
einem anderen Unternehmen die Mehrheit der Stimmrechte zu (Mehrheits-
beteiligung), so ist das Unternehmen ein in Mehrheitsbesitz stehendes Unter-
nehmen, das andere Unternehmen ein an ihm mit Mehrheit beteiligtes
Unternehmen.

(2) 1 Welcher Teil der Anteile einem Unternehmen gehört, bestimmt sich
bei Kapitalgesellschaften nach dem Verhältnis des Gesamtnennbetrags der ihm
gehörenden Anteile zum Nennkapital, bei Gesellschaften mit Stückaktien
nach der Zahl der Aktien. 2 Eigene Anteile sind bei Kapitalgesellschaften vom
Nennkapital, bei Gesellschaften mit Stückaktien von der Zahl der Aktien
abzusetzen. 3 Eigenen Anteilen des Unternehmens stehen Anteile gleich, die
einem anderen für Rechnung des Unternehmens gehören.

(3) 1 Welcher Teil der Stimmrechte einem Unternehmen zusteht, bestimmt
sich nach dem Verhältnis der Zahl der Stimmrechte, die es aus den ihm
gehörenden Anteilen ausüben kann, zur Gesamtzahl aller Stimmrechte. 2 Von
der Gesamtzahl aller Stimmrechte sind die Stimmrechte aus eigenen Anteilen
sowie aus Anteilen, die nach Absatz 2 Satz 3 eigenen Anteilen gleichstehen,
abzusetzen.

(4) Als Anteile, die einem Unternehmen gehören, gelten auch die Anteile,
die einem von ihm abhängigen Unternehmen oder einem anderen für Rech-
nung des Unternehmens oder eines von diesem abhängigen Unternehmens
gehören und, wenn der Inhaber des Unternehmens ein Einzelkaufmann ist,
auch die Anteile, die sonstiges Vermögen des Inhabers sind.

§ 17 Abhängige und herrschende Unternehmen. (1) Abhängige Unter-
nehmen sind rechtlich selbständige Unternehmen, auf die ein anderes Unter-
nehmen (herrschendes Unternehmen) unmittelbar oder mittelbar einen be-
herrschenden Einfluß ausüben kann.

(2) Von einem in Mehrheitsbesitz stehenden Unternehmen wird vermutet,
daß es von dem an ihm mit Mehrheit beteiligten Unternehmen abhängig ist.

§ 18 Konzern und Konzernunternehmen. (1) 1 Sind ein herrschendes
und ein oder mehrere abhängige Unternehmen unter der einheitlichen Leitung
des herrschenden Unternehmens zusammengefaßt, so bilden sie einen Kon-
zern; die einzelnen Unternehmen sind Konzernunternehmen. 2 Unternehmen,
zwischen denen ein Beherrschungsvertrag (§ 291) besteht oder von denen das
eine in das andere eingegliedert ist (§ 319), sind als unter einheitlicher Leitung
zusammengefaßt anzusehen. 3 Von einem abhängigen Unternehmen wird ver-
mutet, daß es mit dem herrschenden Unternehmen einen Konzern bildet.

(2) Sind rechtlich selbständige Unternehmen, ohne daß das eine Unter-
nehmen von dem anderen abhängig ist, unter einheitlicher Leitung zusam-
mengefaßt, so bilden sie auch einen Konzern; die einzelnen Unternehmen
sind Konzernunternehmen.

§ 19 Wechselseitig beteiligte Unternehmen. (1) 1 Wechselseitig beteilig-
te Unternehmen sind Unternehmen mit Sitz im Inland in der Rechtsform
einer Kapitalgesellschaft, die dadurch verbunden sind, daß jedem Unterneh-
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men mehr als der vierte Teil der Anteile des anderen Unternehmens gehört.
2 Für die Feststellung, ob einem Unternehmen mehr als der vierte Teil der
Anteile des anderen Unternehmens gehört, gilt § 16 Abs. 2 Satz 1, Abs. 4.

(2) Gehört einem wechselseitig beteiligten Unternehmen an dem anderen
Unternehmen eine Mehrheitsbeteiligung oder kann das eine auf das andere
Unternehmen unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden Einfluß aus-
üben, so ist das eine als herrschendes, das andere als abhängiges Unternehmen
anzusehen.

(3) Gehört jedem der wechselseitig beteiligten Unternehmen an dem an-
deren Unternehmen eine Mehrheitsbeteiligung oder kann jedes auf das ande-
re unmittelbar oder mittelbar einen beherrschenden Einfluß ausüben, so
gelten beide Unternehmen als herrschend und als abhängig.

(4) § 328 ist auf Unternehmen, die nach Absatz 2 oder 3 herrschende oder
abhängige Unternehmen sind, nicht anzuwenden.

§ 20 Mitteilungspflichten. (1) 1 Sobald einem Unternehmen mehr als der
vierte Teil der Aktien einer Aktiengesellschaft mit Sitz im Inland gehört, hat
es dies der Gesellschaft unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 2 Für die Fest-
stellung, ob dem Unternehmen mehr als der vierte Teil der Aktien gehört,
gilt § 16 Abs. 2 Satz 1, Abs. 4.

(2) Für die Mitteilungspflicht nach Absatz 1 rechnen zu den Aktien, die
dem Unternehmen gehören, auch Aktien,
1. deren Übereignung das Unternehmen, ein von ihm abhängiges Unterneh-

men oder ein anderer für Rechnung des Unternehmens oder eines von
diesem abhängigen Unternehmens verlangen kann;

2. zu deren Abnahme das Unternehmen, ein von ihm abhängiges Unterneh-
men oder ein anderer für Rechnung des Unternehmens oder eines von
diesem abhängigen Unternehmens verpflichtet ist.
(3) Ist das Unternehmen eine Kapitalgesellschaft, so hat es, sobald ihm

ohne Hinzurechnung der Aktien nach Absatz 2 mehr als der vierte Teil der
Aktien gehört, auch dies der Gesellschaft unverzüglich schriftlich mitzuteilen.

(4) Sobald dem Unternehmen eine Mehrheitsbeteiligung (§ 16 Abs. 1)
gehört, hat es auch dies der Gesellschaft unverzüglich schriftlich mitzuteilen.

(5) Besteht die Beteiligung in der nach Absatz 1, 3 oder 4 mitteilungs-
pflichtigen Höhe nicht mehr, so ist dies der Gesellschaft unverzüglich schrift-
lich mitzuteilen.

(6) 1 Die Gesellschaft hat das Bestehen einer Beteiligung, die ihr nach
Absatz 1 oder 4 mitgeteilt worden ist, unverzüglich in den Gesellschaftsblät-
tern bekanntzumachen; dabei ist das Unternehmen anzugeben, dem die
Beteiligung gehört. 2 Wird der Gesellschaft mitgeteilt, daß die Beteiligung in
der nach Absatz 1 oder 4 mitteilungspflichtigen Höhe nicht mehr besteht, so
ist auch dies unverzüglich in den Gesellschaftsblättern bekanntzumachen.

(7) 1 Rechte aus Aktien, die einem nach Absatz 1 oder 4 mitteilungspflich-
tigen Unternehmen gehören, bestehen für die Zeit, für die das Unternehmen
die Mitteilungspflicht nicht erfüllt, weder für das Unternehmen noch für ein
von ihm abhängiges Unternehmen oder für einen anderen, der für Rechnung
des Unternehmens oder eines von diesem abhängigen Unternehmens han-
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delt. 2 Dies gilt nicht für Ansprüche nach § 58 Abs. 4 und § 271, wenn die
Mitteilung nicht vorsätzlich unterlassen wurde und nachgeholt worden ist.

(8) Die Absätze 1 bis 7 gelten nicht für Aktien eines Emittenten im Sinne
des § 21 Abs. 2 des Wertpapierhandelsgesetzes.

§ 21 Mitteilungspflichten der Gesellschaft. (1) 1 Sobald der Gesellschaft
mehr als der vierte Teil der Anteile einer anderen Kapitalgesellschaft mit Sitz
im Inland gehört, hat sie dies dem Unternehmen, an dem die Beteiligung
besteht, unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 2 Für die Feststellung, ob der
Gesellschaft mehr als der vierte Teil der Anteile gehört, gilt § 16 Abs. 2
Satz 1, Abs. 4 sinngemäß.

(2) Sobald der Gesellschaft eine Mehrheitsbeteiligung (§ 16 Abs. 1) an
einem anderen Unternehmen gehört, hat sie dies dem Unternehmen, an dem
die Mehrheitsbeteiligung besteht, unverzüglich schriftlich mitzuteilen.

(3) Besteht die Beteiligung in der nach Absatz 1 oder 2 mitteilungspflichti-
gen Höhe nicht mehr, hat die Gesellschaft dies dem anderen Unternehmen
unverzüglich schriftlich mitzuteilen.

(4) 1 Rechte aus Anteilen, die einer nach Absatz 1 oder 2 mitteilungs-
pflichtigen Gesellschaft gehören, bestehen nicht für die Zeit, für die sie die
Mitteilungspflicht nicht erfüllt. 2 § 20 Abs. 7 Satz 2 gilt entsprechend.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für Aktien eines Emittenten im Sinne
des § 21 Abs. 2 des Wertpapierhandelsgesetzes.

§ 22 Nachweis mitgeteilter Beteiligungen. Ein Unternehmen, dem eine
Mitteilung nach § 20 Abs. 1, 3 oder 4, § 21 Abs. 1 oder 2 gemacht worden
ist, kann jederzeit verlangen, daß ihm das Bestehen der Beteiligung nach-
gewiesen wird.

Zweiter Teil. Gründung der Gesellschaft

§ 23 Feststellung der Satzung. (1) 1 Die Satzung muß durch notarielle
Beurkundung festgestellt werden. 2 Bevollmächtigte bedürfen einer notariell
beglaubigten Vollmacht.

(2) In der Urkunde sind anzugeben
1. die Gründer;
2. bei Nennbetragsaktien der Nennbetrag, bei Stückaktien die Zahl, der

Ausgabebetrag und, wenn mehrere Gattungen bestehen, die Gattung der
Aktien, die jeder Gründer übernimmt;

3. der eingezahlte Betrag des Grundkapitals.
(3) Die Satzung muß bestimmen

1. die Firma und den Sitz der Gesellschaft;
2. den Gegenstand des Unternehmens; namentlich ist bei Industrie- und

Handelsunternehmen die Art der Erzeugnisse und Waren, die hergestellt
und gehandelt werden sollen, näher anzugeben;

3. die Höhe des Grundkapitals;
4. die Zerlegung des Grundkapitals entweder in Nennbetragsaktien oder in

Stückaktien, bei Nennbetragsaktien deren Nennbeträge und die Zahl der
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Aktien jeden Nennbetrags, bei Stückaktien deren Zahl, außerdem, wenn
mehrere Gattungen bestehen, die Gattung der Aktien und die Zahl der
Aktien jeder Gattung;

5. ob die Aktien auf den Inhaber oder auf den Namen ausgestellt werden;
6. die Zahl der Mitglieder des Vorstands oder die Regeln, nach denen diese

Zahl festgelegt wird.
(4) Die Satzung muß ferner Bestimmungen über die Form der Bekannt-

machungen der Gesellschaft enthalten.
(5) 1 Die Satzung kann von den Vorschriften dieses Gesetzes nur abwei-

chen, wenn es ausdrücklich zugelassen ist. 2 Ergänzende Bestimmungen der
Satzung sind zulässig, es sei denn, daß dieses Gesetz eine abschließende
Regelung enthält.

§ 24 (aufgehoben)

§ 25 Bekanntmachungen der Gesellschaft. Bestimmt das Gesetz oder
die Satzung, daß eine Bekanntmachung der Gesellschaft durch die Gesell-
schaftsblätter erfolgen soll, so ist sie in den Bundesanzeiger einzurücken.

§ 26 Sondervorteile. Gründungsaufwand. (1) Jeder einem einzelnen
Aktionär oder einem Dritten eingeräumte besondere Vorteil muß in der
Satzung unter Bezeichnung des Berechtigten festgesetzt werden.

(2) Der Gesamtaufwand, der zu Lasten der Gesellschaft an Aktionäre oder an
andere Personen als Entschädigung oder als Belohnung für die Gründung oder
ihre Vorbereitung gewährt wird, ist in der Satzung gesondert festzusetzen.

(3) 1 Ohne diese Festsetzung sind die Verträge und die Rechtshandlungen
zu ihrer Ausführung der Gesellschaft gegenüber unwirksam. 2 Nach der Ein-
tragung der Gesellschaft in das Handelsregister kann die Unwirksamkeit nicht
durch Satzungsänderung geheilt werden.

(4) Die Festsetzungen können erst geändert werden, wenn die Gesellschaft
fünf Jahre im Handelsregister eingetragen ist.

(5) Die Satzungsbestimmungen über die Festsetzungen können durch Sat-
zungsänderung erst beseitigt werden, wenn die Gesellschaft dreißig Jahre im
Handelsregister eingetragen ist und wenn die Rechtsverhältnisse, die den
Festsetzungen zugrunde liegen, seit mindestens fünf Jahren abgewickelt sind.

§ 27 Sacheinlagen. Sachübernahmen; Rückzahlung von Einlagen.
(1) 1 Sollen Aktionäre Einlagen machen, die nicht durch Einzahlung des

Ausgabebetrags der Aktien zu leisten sind (Sacheinlagen), oder soll die Gesell-
schaft vorhandene oder herzustellende Anlagen oder andere Vermögensgegen-
stände übernehmen (Sachübernahmen), so müssen in der Satzung festgesetzt
werden der Gegenstand der Sacheinlage oder der Sachübernahme, die Person,
von der die Gesellschaft den Gegenstand erwirbt, und der Nennbetrag, bei
Stückaktien die Zahl der bei der Sacheinlage zu gewährenden Aktien oder die
bei der Sachübernahme zu gewährende Vergütung. 2 Soll die Gesellschaft einen
Vermögensgegenstand übernehmen, für den eine Vergütung gewährt wird, die
auf die Einlage eines Aktionärs angerechnet werden soll, so gilt dies als Sach-
einlage.
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